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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

En cassant un jugement de la justice saint-galloise qui n'avait pas voulu condamner à
la prison un réfractaire à la taxe militaire, le Tribunal fédéral a maintenu la ligne qu'il
défendait jusque là; selon lui, le principe de l'égalité de traitement empêche d'atténuer
la peine d'un objecteur, la taxe militaire ayant pour but d'exiger un sacrifice financier
compensatoire pour ceux qui n'effectuent pas, pour une raison ou pour une autre, leur
service militaire. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 07.02.1992
SERGE TERRIBILINI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Le conflit opposant les riverains et la direction de l’aéroport de Zurich concernant les
atterrissages par l’approche orientale n’a pas faibli au cours de l’année sous revue.
Tout d’abord, les gouvernements cantonaux de la Suisse orientale, ainsi que 86
communes situées à proximité de l’aéroport de Zurich ont adopté une prise de position
commune contre la construction d’une nouvelle piste occidentale. Rappelant les
nuisances sonores que la population de cette région subit à longueur d’année, les
représentants cantonaux ont exigé l’intervention du Conseil fédéral. Sur le terrain
judiciaire, ensuite, le Tribunal administratif fédéral a rejeté douze recours émanant
d’habitants et associations de riverains. Les recourants ont vainement tenté d’obtenir
l’annulation de l’autorisation délivrée par l’OFAC en 2007 pour les atterrissages par
l’approche orientale utilisant le système d’atterrissage aux instruments. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.02.2008
NICOLAS FREYMOND

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Das Bundesgericht fällte im August 2022 ein Urteil betreffend Härtefallklauseln beim
Eigenmietwert. Der Eigenmietwert wird auf selbstbewohntem Wohneigentum erhoben
und entspricht dem Betrag, den die Hauseigentümerschaft bei Fremdvermietung durch
Mieteinnahmen erwirtschaften würde. Dieser Betrag wird in der Schweiz als Einkommen
versteuert. Das Bundesgerichtsverfahren geht auf eine Härtefallregelung beim
Eigenmietwert im Tessiner Steuergesetz zurück. Diese Regelung sah vor, dass der
steuerbare Eigenmietwert bei Personen mit einem steuerbaren Vermögen von weniger
als CHF 500'000 höchstens 30 Prozent der Bareinkünfte betragen darf. Damit sollten
Personen entlastet werden, welche im Verhältnis zum Geldeinkommen hohe Steuern
auf den Eigenmietwert zahlen müssen und dadurch in Liquiditätsschwierigkeiten
kommen. Dies könnten beispielsweise Rentnerinnen und Rentner sein, die zwar ein
Haus besitzen, aber kein hohes Geldeinkommen haben. Gegen diese Regelung hatten
zwei Tessiner SP-Kantonsräte Beschwerde eingereicht. Das Bundesgericht gab ihnen
nun Recht. Das Richtergremium kam in seinem Urteil zum Schluss, dass die
Härtefallbestimmungen die durch den Eigenmietwert angestrebte Rechtsgleichheit
zwischen Mieterinnen und Mietern und Wohneigentümerinnen und Wohneigentümer
verletze. Der Eigenmietwert dürfe deshalb nur an die marktübliche Miete gekoppelt sein
und die Kantone müssten mindestens 60 Prozent des marktüblichen Mietzinses als
Eigenmietwert festlegen. Härtefallregelungen blieben gemäss NZZ zwar zulässig, aber
nur wenn der Eigenmietwert auch mit ihnen in jedem Fall mindestens 60 Prozent der
Marktmiete beträgt. 
Neben dem Kanton Tessin kennen noch acht weitere Kantone ähnliche
Härtefallregelungen. Gestützt auf eine Zusammenstellung des Bundes vom Herbst 2021
berichtete die NZZ, dass die Härtefallregelungen von zwei der acht Kantone (LU und SG)
eine Bestimmung enthalten, wonach der Eigenmietwert auch mit Sonderabzug nicht
unter 60 Prozent der Marktmiete fallen darf. Die anderen sechs Kantone (GE, GR, OW,
SH, VD, ZH) müssten ihre Härtefallregelungen nun aufgrund des Bundesgerichtsurteils
wohl anpassen, so die NZZ. Im Übrigen ist die Härtefalllösung auch auf Bundesebene als
mögliche Variante für die Umsetzung einer parlamentarischen Initiative zu einem

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.09.2022
ELIA HEER
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Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung (Pa.Iv. 17.400) im Gespräch. 3

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medizinische Forschung

In Ermangelung einer bundesrechtlichen Regelung im Bereich der
Fortpflanzungsmedizin kam dem Entscheid des Bundesgerichts, den beiden
staatsrechtlichen Beschwerden gegen die restriktive Politik des Kantons St. Gallen
stattzugeben, wegweisende Bedeutung zu. Das Bundesgericht bejahte zwar die
Kompetenz der Kantone, bis zu einer allfälligen Bundesgesetzgebung
Übergangsregelungen zu treffen. Im Inhalt waren dem Bundesgericht die St. Galler
Vorschriften jedoch zu eng. Insbesondere die Beschränkung der künstlichen
Insemination auf die Samen des Ehemannes widersprach nach mehrheitlicher
Auffassung der Richter dem ungeschriebenen Verfassungsrecht der persönlichen
Freiheit, doch wollten sie die heterologe Insemination nur bei Ehepaaren, nicht aber
bei Konkubinatspaaren oder alleinstehenden Frauen akzeptieren. Auch im zweiten
Hauptpunkt, der Frage der In-Vitro-Fertilisation (IVF), brachte das Bundesgericht
Korrekturen an der St: Galler Regelung an. Es erachtete das generelle Verbot als
unverhältnismässig und als Verstoss gegen die Freiheitsrechte. Die Richter wollten es
aber weiterhin den Kantonen überlassen, wieweit die IVF eingeschränkt wird und ob
sowohl homologe wie heterologe Insemination erlaubt sein sollen. Das Bundesgericht
erachtete zudem die Bestimmungen, die künstliche Insemination allein dem
Kantonsspital vorzubehalten, das Verbot von Samenbanken, von Forschung an
Keimzellen und der Anwendung neuer Verfahren zur Behandlung der menschlichen
Unfruchtbarkeit als unverhältnismässig. Dieser Entscheid bewog diejenigen Kantone,
die ebenfalls im Sinn gehabt hatten, in diesem Bereich regelnd einzugreifen, so etwa
Basel-Stadt, Solothurn und Graubünden, ihre Arbeiten vorderhand zu sistieren. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 16.03.1989
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

Im Juni 2020 hatte das Bundesgericht einen Fall aus dem Kanton St. Gallen zu
beurteilen, in dem es um die Frage ging, ob ein Lebensstil über den durch die Rente
ermöglichten Verhältnissen als freiwilliger Vermögensverzicht im Sinne der EL
gewertet werden kann. So hatte eine Frau vor ihrem Eintritt in ein Altersheim innert
weniger Jahre Ausgaben in der Höhe von CHF 325'830 getätigt. Diese Ausgaben waren
gemäss dem Versicherungsgericht des Kantons St.Gallen für den Existenzbedarf nicht
notwendig. Das ELG besagt, dass Einkünfte und Vermögenswerte, auf die ohne
rechtliche Verpflichtung oder adäquate Gegenleistung verzichtet worden war, bei der
Berechnung von EL als Einnahmen gelten. Freiwillig getätigte Ausgaben wertete das
Bundesgericht aber bisher nie als entgangene Vermögenswerte; das Gesetz biete keine
Möglichkeit zur Lebensführungskontrolle der Versicherten. Selbst wenn also bisher
jemand sein ganzes Vermögen verprasst hatte, bot dies keinen Grund für eine
Reduktion oder Streichung der EL. Das Versicherungsgericht des Kantons St. Gallen
forderte jedoch vom Bundesgericht eine Praxisänderung und argumentierte, dass der
Lebensstil in diesem Falle als Verzicht gelten solle. Demnach könne selbstverschuldete
Armut nicht durch eine Sozialversicherung getragen werden, da dies ansonsten als
Sozialhilfe gewertet werden müsse; der Bund habe aber keine Regelungskompetenz im
Sozialhilfebereich. Zudem zeige die EL-Revision, die 2021 in Kraft treten wird und die
neu eine Bestimmung zur Höhe der erlaubten Ausgaben vor Anmeldung zur EL
beinhaltet, dass eine solche Präzisierung auch im Sinne des Gesetzgebers sei. Das
Bundesgericht hielt aber in seinem letztinstanzlichen Urteil an seiner bisherigen Praxis
fest: In der Tat habe eine entsprechende Leistung durch die EL an die Versicherte zwar
sozialhilferechtlichen Charakter, das mache sie aber weder rechtlich noch faktisch zu
Sozialhilfe, argumentierte das Gericht. Die Ausgaben dürften deshalb beruhend auf
dem bisherigen Recht nicht als Vermögensverzicht gewertet werden. Die Weltwoche
befürchtete, dass das Bundesgericht damit der entsprechenden Verschärfung durch
die EL-Revision bereits vor deren Inkrafttreten «die Zähne gezogen habe». 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 30.06.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

In einem Bundesgerichtsurteil zur Kostenbeteiligung der Eltern an Skilagern und
Schulexkursionen vom Dezember 2017 hiess das BGer die Beschwerde gegen
Änderungen des Volksschulgesetzes im Kanton Thurgau gut. Dort hatten der Grosse Rat
und der Regierungsrat 2015 beschlossen, dass unter anderem für obligatorische
Exkursionen und Lager Beiträge der Eltern erhoben werden können. Diese Beschlüsse
müssen laut Bundesgericht nun aufgehoben werden, da die Eltern für obligatorische
Lager und Exkursionen nur das bezahlen sollen, was sie zu Hause einsparen. Also
beispielsweise Beiträge für die Mahlzeiten, die das Kind im Skilager einnimmt. Laut
Bundesgericht liegen diese Beiträge zwischen 10 und 16 Franken pro Tag und damit
deutlich tiefer als das, was in vielen Kantonen für ein Skilager veranschlagt würde. Damit
soll der kostenlose Grundschulunterricht weiterhin gewährleistet sein.
Einige Medien sahen durch dieses BGer-Urteil die Durchführung der Skilager, die pro
Kind und Woche mehrere Hundert Schweizerfranken kosten könnten, in genereller
Gefahr. Sie wiesen aber auch darauf hin, dass es beispielsweise im Kanton St. Gallen
bereits jetzt so sei, dass es oft ein alternatives Angebot zum (freiwilligen) Skilager gäbe,
dies sei aber Sache der einzelnen Schulen. Zudem könnten Familien, die sich das
Skilager nicht leisten könnten, ihre Kinder aber trotzdem hinschicken möchten, um
eine finanzielle Unterstützung bitten. Nicht nur der Kanton Thurgau, auch viele andere
Kantone und ihre Gemeinden müssten nun aber über die Bücher und analysieren, wie
sie alternative Finanzierungsquellen für Lager und Exkursionen finden könnten. Denn
die Medien waren sich einig, dass die Skilager ein wichtiges soziales Ereignis für die
Kinder darstellten und weitergeführt werden sollten. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.12.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Bereits kurz vor dem Abstimmungssonntag im November 2020 zur
Konzernverantwortungsinitiative reichten die Jungfreisinnigen in fünf Kantonen (AG,
BE, SG, TG, ZH) eine Stimmrechtsbeschwerde gegen die Landeskirchen und deren
aktive Beteiligung am Abstimmungskampf zu Gunsten der Initiative ein. Als die
Kantonsregierungen nicht darauf eintraten, da diese Frage auf nationaler Ebene
geregelt werde, richtete die Jungpartei ihre Beschwerde an das Bundesgericht. Sie
beschuldigte die Kirchen, gegen Artikel 34 der Bundesverfassung – welcher
Sachlichkeit, Transparenz und Verhältnismässigkeit vorschreibt – verstossen zu haben,
und verlangten, dass sich die Religionsgemeinschaften in zukünftigen
Abstimmungskämpfen neutral verhalten müssten. In einer Stellungnahme an das
Bundesgericht, welche in den Medien teilweise veröffentlicht wurde, teilte die
Bundeskanzlei (BK) die Vorwürfe der Jungpartei und stellte fest, dass das Engagement
der katholischen und reformierten Landeskirchen im Zuge des Abstimmungskampfes
zur KVI «zumindest grenzwertig» gewesen sei, insbesondere da Gegenargumente
keinen Eingang in ihre Argumentation gefunden hätten. Die Kirche sei eine öffentlich-
rechtlich anerkannte Körperschaft, welche einen staatlichen Auftrag wahrnehme. Dafür
erhalte sie gewisse Privilegien, wie etwa das Recht, Steuern erheben zu dürfen, was sie
dazu verpflichte, sich an Grundrechte wie die Gewährung der Abstimmungsfreiheit zu
halten. Inwiefern die Kirchen im Rahmen ihrer Werbung für die KVI gegen diese
Vorgaben verstossen hätten, sei zu klären. 

Im März 2021 schrieb das Bundesgericht die fünf Stimmrechtsbeschwerden der
Jungfreisinnigen als gegenstandslos ab. Das aktuelle Interesse, welches nötig sei, um
ein solches Leiturteil zu fällen, sei nicht gegeben, da die Initiative am Ständemehr
gescheitert sei. Das Bundesgericht stimmte jedoch zu, dass ein Interesse bestehen
könnte, in diesem Feld Klarheit zu schaffen – jedoch sei dies nur möglich, wenn sich die
kirchlichen Interventionen im Abstimmungskampf auf das Ergebnis auswirken würden.
Während die Jungfreisinnigen das Urteil bedauerten und weiterhin auf ihrer Forderung
nach Neutralität der Kirchen bestanden, begrüsste das Komitee «Kirche für
Konzernverantwortung», dem über 700 Kirchgemeinden und Pfarreien angehörten, das
Ergebnis. Es sei selbstverständlich, dass sich die Kirche in einer Demokratie zu
politischen Fragen äussere und an öffentlichen Debatten teilnehme. Gleichzeitig seien
sich die Kirchen auch bewusst, dass eine Aufarbeitung angezeigt sei – eine solche
versprachen in der Folge Daniel Kosch, Generalsekretär der Römisch-Katholischen

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.03.2021
SARAH KUHN
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Zentralkonferenz (RKZ), sowie Rita Famos, die neue Präsidentin der Evangelisch-
reformierten Kirche Schweiz (EKS). 7
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